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Der Landesparteitag möge beschließen:

Abrüsten statt Aufrüsten
„Das Schlüsselwort unseres Jahrhunderts heißt Zusam-
menarbeit. Kein globales Problem ist durch Konfrontati-
on oder durch den EinsatzmilitärischerMacht zu lösen“.
(Egon Bahr 2009 anlässlich des Amtsantritts von Barack
Obama)
 
Wir treten statt Aufrüstung für eine Politik der Abrüs-
tung und der Entspannung, für die Verwirklichung der
Menschenrechte und die Lösung politischer Konflikte
im Rahmen der Vereinten Nationen ein. Strukturell un-
friedliche Verhältnisse können nur durch internationale
Kooperation und eine stetige Verbesserung der Lebens-
verhältnisse überwunden werden. Bereits jetzt sind die
Verteidigungsausgabenmit 11 Prozent des Bundeshaus-
halts der zweitgrößte Haushaltsposten, mit der Redu-
zierung der Verteidigungsausgaben könnten Investitio-
nen in Bildung und Kultur sowie humanitäre Hilfe und
Wiederaufbau von Krieg betroffener Regionen ermög-
licht werden.
 
Abrüstung und ein Stopp von Waffenexporten stär-
ken zudem weltweit fortschrittliche Kräfte, die sich für
Menschenwürde undDemokratie einsetzenundderzeit
auchmit deutschenWaffen bekämpft werden. Die Rüs-
tungsexporte haben sich nach den Zahlen des SIPRI in
den Jahren 2014 bis 2016 im Vergleich zu den Jahren
2010 bis 2013mehr als verdoppelt, davonwurden die al-
lermeisten in Krisenregionen und an autoritäre Regime
exportiert.
 
Wir fordern
 
– Keine Erhöhung der Verteidigungsausgaben zum
ZweckederAufrüstung.Wirunterstützendienotwendi-
gen Maßnahmen zur Modernisierung und eine Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten.
Mittelfristig muss das Ziel sein, abzurüsten und militä-
rische in zivile Produktion umzuwandeln.
 
–   Sofortiger Stopp von Rüstungsexporten in Krisenre-
gionen wie z.B. Saudi-Arabien, die Türkei, Katar, Alge-
rien, die Vereinigten Arabischen Emiraten oder Ägyp-
ten, die Menschenrechte missachten und zum Teil Krie-
ge führen. Langfristig muss der Export vollständig auf
zivile Güter beschränkt werden.
 
– Die Bundestagsfraktion wird zudem aufgerufen, In-
itiative zu ergreifen, damit zukünftig der Bundestag
überRüstungsexporte entscheidet, undnichtwiebisher
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